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In den öffentlichen Verwaltungen ist der Abbau von Bürokratie ein Dauerthema, 
Kosteneinsparungen werden mehr denn je notwendig. Vor dem Hintergrund der 
Finanz- und Wirtschaftskrise steigen die Schulden der öffentlichen Hand, diesen 
können keine vergleichbaren Zusatzeinnahmen gegenüber gestellt werden. Hier 
bietet E-Government zum einen eine Chance, Effizienz- und Effektivitätsvorteile 
für die öffentlichen Verwaltungen zu erschließen, gleichzeitig hält E-Government 
viele und große Herausforderungen für die öffentlichen Verwaltungen in ganz 
Europa bereit. 

Die EU-Dienstleistungsrichtlinie, die E-Procurement-Verordnung der EU und 
EU-Strategien im Bereich Identitätsmanagement oder im Gesundheitswesen ver-
langen von Verwaltungen eine gewaltige Umstrukturierung und Öffnung der 
Dienstleistungslandschaft. Transparenz und Vergleichbarkeit, aber auch das The-
ma Wiederverwendbarkeit von bestehenden Lösungen sind hier unabdingbar. Ne-
ben organisatorischen Veränderungen sind verstärkte organisationsübergreifende 
Zusammenarbeit, der Austausch von Lösungen und technische Neuerungen not-
wendig, um die Ziele der Richtlinien und Strategien nicht nur in einer leeren Hülle 
sondern in der Tiefe umzusetzen. Allein in Deutschland finden wir auf kommuna-
ler Ebene etwa 12.000 Organisationen vor, die viele gleiche Aufgaben zu erfüllen 
haben. Ein Bewusstsein dafür gilt es zu schaffen und zu schärfen. 
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Darüber hinaus steigen auch die Erwartungen der Bürger an die Abläufe und 
Dienste von öffentlichen Verwaltungen. Das Konzept des Behördenrufs 115, der 
die Ideen der Dienstleistungsrichtlinie mehr oder weniger auf die Bürger in 
Deutschland überträgt, ist eine große Herausforderung. Die Bürger fordern darü-
ber hinaus auch Beteiligungsmöglichkeiten an der Verwaltungssteuerung zwischen 
den Wahlen ihrer Vertreter vor Ort ein. Sei es die Beteiligung an Haushaltsplänen 
oder an wohn- und städtebaulichen Konzepten, die Bürger möchten mitreden – 
und dabei möglichst moderne Technologien, z. B. aus dem Themenfeld des 
web2.0, nutzen, die eine Beteiligung von zuhause ermöglicht, kurz: Instrumente 
der E-Partizipation nutzen. 

Die Teilkonferenz E-Government adressiert diese verschiedenen Themen mit 
den angenommen Beiträgen und möchte so eine Diskussionsgrundlage für Wissen-
schaft und Praxis schaffen. 

 
 

Programmkomitee: 

 Dr. Lars Algermissen, PICTURE GmbH 

 Prof. Dr. Martin Brüggemeier, Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin 

 Prof. Dr.-Ing. Norbert Gronau, Universität Potsdam 

 Prof. Dr. Ralf Klischewski, German University in Cairo 

 Prof. Dr. Peter Loos, Universität des Saarlands 

 Dr. Dr. Björn Niehaves, ERCIS – Universität Münster 

 Dr. Daniel Pfeiffer 

 Prof. Dr. Alexander Prosser, Wirtschaftsuniversität Wien 

 Dr. Sönke E. Schulz, Lorenz-von-Stein-Institut für Verwaltungswissenschaft, 
Kiel 

 Prof. Dr. Tino Schuppan, IfG.CC - The Potsdam eGovernment Competence 
Center 

 Prof. Dr. Gerhard Schwabe, Universität Zürich 

 Prof. Dr. Daniel Veit, Universität Mannheim 

 Prof. Dr. Jörn von Lucke, Zeppelin University Friedrichshafen 

 Dr. Petra Wolf, Technische Universität München 


